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WAHLSPLITTER

Politik
mit Eingeweide

Stefan Hotz · Fast genau zehn Jahre sind
vergangen, seit Ueli Maurer, damals ab-
tretender Präsident der SVP Schweiz, in
einem Interview den Berner Noch-SVP-
Bundesrat Samuel Schmid mit einem
Blinddarm verglich.Es war eine bewegte
Zeit, kurz nachdem die Bundesver-
sammlung EvelineWidmer-Schlumpf an
der Stelle von Christoph Blocher in die
Landesregierung gewählt hatte. Jetzt er-
lebt der Rückgriff auf menschliche Inne-
reien im politischenVokabular unerwar-
tet in Uster eine gesteigerte Neuauflage.

«Erlöst diesen orientierungslosen,
dümpelnden parteipolitischen Wurm-
fortsatz von seinem Leiden.» Dazu rief
am Wochenende auf Facebook der ab-
tretende Ustermer FDP-Bauvorstand
Thomas Kübler dieWähler auf, gemünzt
gegen die lokale BDP. Der abtretende
Stadtpräsident Werner Egli (svp.), der
wieder kandidierende Stadtrat Jean
François Rossier (svp.) und die neue
FDP-Bewerberin Petra Bättig haben alle
den Eintrag gelikt.

In Uster finden dieWahlen zwar erst
Mitte April statt, aber offenbar liegen
bereits die Nerven blank. Dabei lassen
sich die drei in der Stadtregierung vertre-
tenen Partei insofern in Ruhe, als sie
gegenseitig die seit zwölf Jahren geltende
Formel – 3 SP, 2 SVP, 2 FDP – nicht an-
tasten. An ihrem Bestand dürften die
Kandidaturen der kleineren Parteien
nichts ändern. Umso mehr gilt das Inte-
resse dem frei werdenden Stadtpräsi-
dium. Da haben die Bürgerlichen auch
Grund, sich Sorgen zu machen.

Offensichtlich kommt Barbara Thal-
mann, die Kandidatin der SP und seit
zwölf Jahren Sozialvorsteherin, in den
Parteien weit besser an als ihr Konkur-
rent von der FDP, Cla Famos, seit vier
Jahren Finanzvorstand. Nach den Grü-
nen,wie zu erwarten, schlagen sich näm-
lich nun die Parteien in der Mitte mehr
oder weniger offen auf Thalmanns Seite.
Die Grünliberalen empfehlen sie ein-
stimmig zur Wahl als Stadtpräsidentin.
Die CVP fällte insofern ein salomoni-
sches Urteil, als sie die Sozialdemokratin
unterstützt, ihr einzigerVertreter im Par-
lament aber dem Komitee des Freisinni-
gen beitrat. Umgekehrt die EVP, die
2014 noch Thalmann unterstützte: Sie
gibt wohl aus Rücksicht auf ihren dem
Gewerbe nahestehenden Stadtrats-
kandidaten keine Empfehlung ab. Die
beiden EVP-Gemeinderäte traten aber
dem Komitee der SP-Bewerberin bei.

Dann folgte am Freitag noch die
Unterstützung der BDP für Thalmann.
Die schlugThomas Kübler offensichtlich
auf denMagen. SeineWortwahl wird so-
gar in der SVP nicht goutiert, wie der
«Anzeiger von Uster» rapportiert. Eine
Entschuldigung,wie von der BDP umge-
hend gefordert, will Kübler jedoch nicht
abgeben. Den Facebook-Eintrag hat er
inzwischen aber gelöscht.

Weniger Passagiere, mehr Einnahmen
Der Zürcher Verkehrsverbund hält am Schiff-Fünfliber fest

Ein Jahr nach der umstrittenen
Einführung eines Zuschlags von
5 Franken zieht die Zürichsee-
Schifffahrtsgesellschaft (ZSG)
Bilanz.Wie erwartet ist die Zahl
der Passagiere gesunken, dafür
fällt das Defizit geringer aus.

STEFAN HOTZ

Umfangmässig ist es eine bescheidene
Massnahme im kantonalen Sanierungs-
programm Leistungsüberprüfung 2016.
Aber kaum eine andere hat so viel poli-
tischen Lärm ausgelöst. Es geht um den
Entscheid des Regierungsrats, seit 2017
für Fahrten auf dem Zürichsee und auf
der Limmat generell einen Zuschlag von
5 Franken zusätzlich zum normalenTarif
zu verlangen.

Wie versprochen haben die Verant-
wortlichen am Dienstag Bilanz über das
erste Geschäftsjahr unter den neuen
Rahmenbedingungen gezogen. Das war
nötig, nachdem im letzten Spätsommer
Ergebnisse zu einzelnen Monaten und
Berichte über Entlassungen in der

Schiffsgastronomie für Unmut gesorgt
hatten.Von einem «Rohrkrepierer», wie
damals zu hören gewesen sei, könne
keine Rede sein, erklärte die zuständige
Regierungsrätin CarmenWalker Späh in
ihrer Funktion als Präsidentin des ZVV
vor den Medien. Vielmehr entspreche
das Resultat annähernd den Prognosen.

Höhere Kostendeckung

Der ZVV erwartete einen Rückgang der
ZSG-Passagierzahlen um 26 Prozent, tat-
sächlich waren es im letzten Jahr 30 Pro-
zent weniger, in absoluten Zahlen statt
1,8 Millionen wie 2016 noch etwa 1,1
Millionen Fahrgäste. Dank dem Zu-
schlag erhöhten sich die Einnahmen je-
doch um 2,4 Millionen Franken. Das
Defizit der ZSG, zuletzt rund 12 Millio-
nen Franken, das der Kanton und alle
Zürcher Gemeinden gemeinsam tragen,
sinkt damit unter 10 Millionen Franken.
Anders ausgedrückt: Bis anhin lag der
Kostendeckungsgrad der ZSG unter 40
Prozent, mit dem Seezuschlag steigt er
gegen 50 Prozent, die Wirtschaftlichkeit
der Zürcher Schifffahrt hat sich wie an-
gestrebt deutlich verbessert.

ZVV-Direktor Franz Kagerbauer er-
läuterte die Zahlen im Detail. Auffällig,
aber nicht überraschend, gingen die Fre-
quenzen beim ausgeprägt touristischen
Angebot, der grossen Zürichsee-Rund-
fahrt, und auf der Limmat, wo 5 Fran-
ken anteilmässig stärker ins Gewicht fal-
len, am stärksten zurück. Kagerbauer
vermutet, dass insbesondere Inhaber
eines Generalabonnements von einer
Fahrt auf dem See absahen. Von den
Monaten ist der September der grösste
Ausreisser mit einem Rückgang um 43
Prozent gegenüber dem 5-jährigen Jah-

resmittel, was aber primär am schlech-
ten Wetter lag. Mit über einem Drittel
weniger Fahrgästen waren auch die
Monate Juli und August ausgesprochen
schwach – laut dem ZVV möglicher-
weise ein Nebeneffekt der damals auf-
kochenden Berichterstattung über die

Folgen des Schiff-Fünflibers. Die ZSG
nahm 2017 mit dem Zuschlag gut 3,5
Millionen Franken ein, bei etwa 600 000
Einzeltickets, immerhin 530 Jahres- und
1300Monatszuschlagsabos.NachAbzug
der Mindereinnahmen durch den Fre-
quenzrückgang und den Wegfall für
Bundessubventionen, zusätzlichen Per-
sonalbedarf und einen verringerten
Pachtzins der Gastronomie resultierten
Mehreinnahmen von 3,58 Millionen
Franken. Darin nicht eingerechnet sind
Verluste aus entgangenen Rückver-
gütungen aus dem GA-Topf des Bun-
des. Der Betrag wird jeweils über vier
Jahre berechnet und lässt sich erst in ei-
nigen Jahren vollständig ausweisen,wird
laut Kagerbauer aber kaum spürbar sein.

Wirkung unterschätzt

Die separat von der ZSG durch eine pri-
vate Firma betriebene Gastronomie ver-
zeichnete 2017 einen Umsatzrückgang
von 14,5 Prozent. Das Unternehmen
habe die Auswirkungen der erwarteten
Frequenzabnahme unterschätzt, sagten
Walker Späh undKagerbauer.Der ZVV
präsentierte Ergebnisse aus demBericht
einer Wirtschaftsprüfungsfirma. Dem-
nach ging das Gastrounternehmen, das
über die Prognose von minus 26 Prozent
imBild war, von einemUmsatzrückgang
von lediglich 5 Prozent aus. Ausgewirkt
haben sich vor allem tiefere Fahrgast-
zahlen auf der grossen Rundfahrt.

Der ZVV hat ein Interesse an einem
guten Angebot und unterstützt deshalb
die Neuausrichtung der Gastronomie
freiwillig mit einem einmaligen Beitrag
von 167 000 Franken. Laut ZSG-Direk-
tor Roman Knecht wird die Menukarte
gestrafft. Im letzten Jahr kam es in der
Gastronomie zu zehn Entlassungen
unter den saisonal Angestellten. Der
Seezuschlag habe am Stolz der Zürich-
seeschifffahrt gekratzt und die Motiva-
tion beeinträchtigt, sagte Knecht. Auch
so biete die ZSG die preiswertesten
Fahrten im Vergleich mit den grösseren
Schweizer Seen an.

Schulreisen befreit

Der ZVV rüttelt denn auch nicht an der
Einführung des Schiff-Fünflibers, wie
Walker Späh betonte. Man wolle ihm
eine Chance geben und über insgesamt
drei Jahre Erfahrungen sammeln.Bis da-
hin hofft sie auf einen «Seefrieden».
Eher beiläufig gab ZVV-Direktor
Kagerbauer ausserdem bekannt, dass
Schulreisen künftig vom Zuschlag be-
freit seien. Die Verantwortlichen des
ZVV sind zuversichtlich, dass sich die
Aufregung legt, die Passagierzahlen wie-
der etwas anziehen und das anvisierte
Ziel, die Einnahmen unter dem Strich
um drei Millionen Franken zu steigern,
bald erreicht wird.

2017 sind 30 Prozent weniger Passagiere mit dem Schiff auf dem Zürichsee gefahren. ALESSANDRO DELLA BELLA / KEYSTONE

Der Schiffszuschlag
erfüllt seinen Zweck
Kommentar auf Seite 11
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Unordnung im
Stadtrat
ausmisten! Im Zürcher Stadtrat herrscht Unordnung:

Immer wieder setzt sich der Stadtrat eigenmächtig über den
vomVolk gewählten Gemeinderat hinweg: So beim Kauf der
«Gammelhäuser» für 32 Millionen Franken oder beim Kauf des
«Koch-Areals» für über 70 Millionen. Jedes Mal kommt es dabei
zu Millionenverlusten!

Das Gewerbe erstickt in immer mehr Vorschriften. Restaurants, Bars und
Cafés müssen für Aussenwerbung Dutzende von Bewilligungen einholen.

Nach Verkehr und Energie will der Stadtrat uns nun auch noch vorschreiben,
was wir essen sollen!

SVP Stadt Zürich
Postfach 6612
8050 Zürich
www.svp-stadt-zuerich.ch

Und in den Stadtrat:
Susanne Brunner und Roger Bartholdi zusammen
mit Michael Baumer, Markus Hungerbühler und
Filippo Leutenegger (auch als Stapi).

Mit einer Spende auf PC 80-21911-2
unterstützen Sie unseren Kampf für
mehr Schweiz in Zürich.
Vielen Dank für Ihre Unterstützung.

Und jetzt wollen Linke und

Grüne auch noch 7 der 9

Stadträte haben.

Damit wird die Unordnung

noch grösser!

SVP Liste2wählen!

Schluss mit links-grüner Bevormundung!
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Autoverbände wollen Tempo 30 ausbremsen
ACS und TCS wehren sich juristisch gegen tiefere Tempolimiten auf Hauptstrassen in der Stadt Zürich

DANIEL FRITZSCHE

Plötzlich waren sie da: die roten Tempo-
30-Tafeln. Direkt bei der Tramhaltestelle
Rigiblick imZürcher Stadtkreis 6müssen
Autofahrer seit Mitte Dezember auf die
Bremse drücken. Statt Tempo 50 wie bis
anhin gilt an dieser vielbefahrenen Stelle
Tempo 30. «Nichts Besonderes», mögen
resignierteAutofahrer denken.In der rot-
grün regierten Stadt Zürich werden lau-
fend Temporeduktionen verfügt. Die Ta-
feln beimRigiplatz sind dennoch speziell.
ZumerstenMalwurde hier auf einer kan-
tonalenHauptstrasse –undnicht auf einer
kleinen Quartierstrasse – die erlaubte
Fahrgeschwindigkeit auf 30km/hgesenkt.

«Eine reine Verkehrsbehinderungs-
massnahme»nenntLorenzKnecht,Direk-
tor der Zürcher Sektion des Automobil-
clubs Schweiz (ACS),diesen Schritt.Tags-
über sei beim Rigiblick wegen der vielen
Fussgänger und des Trambetriebs ohne-
hin fast keinAuto schneller alsmit 30km/h
unterwegs. Und in der Nacht ergebe das
neue Regime schlicht keinen Sinn. Das
ständige Abbremsen und Beschleunigen
verursache fürdieAnwohner einenLärm,
dermehr störeals daskonstanteRauschen
vonAutos mit Tempo 50.

Dutzende Rekurse hängig

Die Stadt begründet die Tempodrosse-
lung dennoch mit dem Lärmschutz. Bis
Ende März müssen theoretisch alle Per-
sonen in Zürich,die übermässigemLärm
ausgesetzt sind, davon befreit werden.So
verlangt es die Lärmschutzverordnung
des Bundes.Die Zürcher Stadtregierung
sieht Temporeduktionen als günstiges
Mittel, um dieses Ziel zu erreichen.
Neben dem Rigiplatz soll in naher Zu-
kunft auf sechs weiteren Abschnitten
von kantonalen Strassen eine tiefere Ge-

schwindigkeit gelten (siehe Grafik).
Auch auf mehreren regional wichtigen
Strassen ist dies vorgesehen, so etwa
beim Meierhofplatz oder auf Teilen der
Langstrasse. Gegen die meisten dieser
Projekte hat der ACS zusammen mit
demTCS Einsprachen eingelegt.

An einerMedienkonferenz haben die
Rekurrenten am Dienstag über den
Stand der Verfahren informiert. Vor
Bundesgericht sind derzeit Rekurse zu
52 Strassenabschnitten hängig, vor dem
Stadtrat oder dem Statthalteramt sind es
deren 15. Severin Pflüger, FDP-Ge-
meinderat und Anwalt, vertritt die Ver-
bände juristisch.Wann mit Entscheiden

zu rechnen sei, könne er nicht sagen.
«Vor Gericht und auf hoher See ist man
in Gottes Hand», meinte er.

Schützenhilfe des Bundes

Pflüger und die Autoverbände halten
den juristischen Kampf gegen die Ge-
schwindigkeitsdrosselungen aus mehre-
ren Gründen für angebracht. Zum einen
führe Tempo 30 nirgends zu einer
100-prozentigen Lärmsanierung. Die
Auswirkungen seien oft marginal und
damit nicht verhältnismässig.Zum ande-
ren werde der Schleichverkehr durch die
Quartiere gefördert, wenn die Strassen-

netzhierarchie aufgelöst werde.Offenbar
stellt sich auch der Bund gegen die
Tempo-30-Offensive der Stadt Zürich.
Der «Tages-Anzeiger» zitiert aus einer
Stellungnahme des Bundesamts für
Strassen, wonach Tempo 30 auf Haupt-
strassen aus Lärmschutzgründen nur als
«Ausnahme» verfügt werden soll. Das
letzte Wort in dieser Angelegenheit ist
noch nicht gesprochen.

Auf den Verkehr bei der Zürcher
Haltestelle Rigiblick hat all dies bis auf
weiteres keinen Einfluss. Die Dienst-
abteilung Verkehr lässt ausrichten, dass
die neue Regelung gut angelaufen sei.
Die Tempo-30-Tafeln bleiben stehen.

Gewalt in Spitälern nimmt zu
Weil Pflegende und Ärzte vermehrt bedroht oder tätlich angegriffen werden, baut das Spital Winterthur den Sicherheitsdienst aus

JAN HUDEC

Der junge Mann ist schwer betrunken,
als ihn die Ambulanz im Kantonsspital
Winterthur (KSW) einliefert. Passanten
haben ihn gefunden. Weil er nicht an-
sprechbar war, wählten sie die 144.
Eigentlich könnte er über die Hilfe froh
sein, doch nachdem er seinen Rausch
ausgeschlafen hat und in der Notfall-
station des Spitals erwacht ist, beginnt
er plötzlich zu fluchen.Und dabei bleibt
es nicht. Er wird aggressiv, fängt irgend-
wann an, das Personal zu bedrohen. Die
Versuche, die Situation zu beruhigen,
schlagen fehl.Für DanielMitteldorf,Lei-
ter der Notfallstation, gibt es in diesem
Moment nur noch eine Möglichkeit:
«Wir mussten die Polizei rufen. Diese
hat den Betrunkenen dann nach draus-
sen befördert.»

Vorfälle wie dieser sind in den ver-
gangenen Jahren häufiger geworden,wie
KSW-SprecherAndré Haas aufAnfrage
sagt. «Insbesondere fällt uns auf, dass wir
vermehrt mit renitenten und aggressiven
Patienten und Angehörigen zu tun
haben.» Am stärksten betroffen ist die
Notfallstation, mitunter komme es aber
auch auf anderen Stationen zu heiklen
Situationen, sagt Haas. Dabei stehen die
aggressiven Patienten häufig unterAlko-
hol- oder Drogeneinfluss. Gewalt kann
aber auch durch besondere Stresssitua-
tionen ausgelöst werden,wenn Personen
länger warten müssen und dafür kein
Verständnis haben oder Besuchsverbote
auferlegt bekommen.

Häufig sind Drogen im Spiel

Das KSW reagiert nun auf die Vorfälle
und baut den Sicherheitsdienst aus.Eine
entsprechende Ausschreibung läuft der-
zeit. Dabei geht es dem Spital vor allem
darum, auch in der Nacht einen Sicher-
heitsdienst vor Ort zu haben, weil dann
weniger Personal anwesend ist, das bei

Problemen einschreiten kann. Gemäss
KSW-Sprecher soll der Sicherheitsdienst
«bei Ereignissen deeskalierend ein-
schreiten und die Mitarbeitenden sowie
weitere Personen wie Besucher oder
Patienten schützen».

Das KSW steht mit dem Gewaltpro-
blem nicht alleine da.Andere Zentrums-
spitäler berichten über ähnlicheVorfälle.
So verzeichnet das Zürcher Stadtspital
Triemli ebenfalls eine deutliche Zu-
nahme. War es in den Jahren 2015 und

2016 noch zu je rund 40 Vorfällen ge-
kommen, waren es im Jahr 2017 bereits
70. Dabei handelt es sich meist um Dro-
hungen, seltener kommt es auch zu
Handgreiflichkeiten, wie Triemli-Spre-
cher Christian Brogli berichtet.

So ist es auch am Universitätsspital
Zürich (USZ).Wobei die Angriffe nicht
nur am Institut für Notfallmedizin zu-
nehmen, sondern auch auf den Pflege-
abteilungen des Spitals, wie Sprecherin
Katrin Hürlimann sagt. Gerade in der

Notfallstation spielen häufig legale und
illegale Drogen eine Rolle.Das zeigt sich
auch daran, dass das Spitalpersonal an
Anlässen wie der Street Parade, dem
Züri-Fäscht oder an Silvester besonders
häufig attackiert wird.

Die Ursache für Gewalt kann aber
auch in einer psychischen Erkrankung
liegen. So liess sich ein über 80-jähri-
ger, schwer dementer Patient wegen
einer Fraktur im Triemlispital behan-
deln. Als die Pflegerin ihm einen venö-

sen Zugang legen wollte, versuchte er
plötzlich, sie zu beissen, und schlug an-
schliessend um sich.

Patienten werden fixiert

Umdie Situationmit aggressiven Patien-
ten oder Angehörigen zu beruhigen, su-
chen die Angestellten zunächst immer
das Gespräch. Dies führe in rund der
Hälfte der Fälle bereits zum Erfolg, er-
klärt Triemli-Sprecher Brogli. Zudem
werdenMedikamente eingesetzt. «Unter
Umständen bleibt aber nichts anderes
übrig, als den Patienten, unter Einhal-
tung von klar definierten Vorgaben, zu
fixieren.» Dabei stehe immer die Sicher-
heit des Patienten und des Personals im
Vordergrund. Und: «Eine Fixierung fin-
det in jedem Fall nur auf ärztliche Ver-
ordnung statt.»

Kann sich das Spitalpersonal nicht
selber helfen, wird der Sicherheitsdienst
oder in gravierenden Fällen die Polizei
eingeschaltet. In der Notfallstation des
USZ ist während der Nacht immer eine
Person des Sicherheitsdienstes präsent.
Vor besonderenAnlässen wie der Street
Parade wird das Sicherheitspersonal zu-
dem zusätzlich aufgestockt.

Damit die Situationen aber gar nicht
erst eskalieren, wird das Spitalpersonal
entsprechend ausgebildet. So ist der
Umgang mit Aggressionen fester Be-
standteil des Nachdiplomstudiums Not-
fallpflege. Im Triemli und im KSW wer-
den regelmässig Schulungen in Deeska-
lation durchgeführt. Das USZ verfügt
zudem über ein eigenes Bedrohungs-
management.Damit sollen heikle Situa-
tionen früh erkannt und möglichst be-
hoben werden.

Am allgemeinen Trend dürften die
Spitäler aber kaum etwas ändern kön-
nen. Dass der Respekt vor Autoritäts-
personen abnimmt,bekommen bekannt-
lich auch Polizisten, Lehrer oder Mit-
arbeiter vonRettungsdiensten zu spüren.

Angestellte in Zürcher Spitälern werden immer häufiger von Patienten bedroht oder angegriffen. ANNICK RAMP / NZZ

IN KÜRZE

Fans verprügeln Mann,
weil er Fussball nicht mag

scf. · Am Samstag, dem 27. Januar, haben
in Winterthur mehrere Fussballfans auf
einen 14-Jährigen eingeschlagen. Dieser
erlitt mittelschwere Kopfverletzungen
und musste ins Spital gebracht werden.
Gemäss Ermittlungen war der Grund für
den Angriff äusserst trivial: Die Täter
fragten ihn,welchen Klub er unterstütze.
Als dieser sagte, dass er sich nicht für
Fussball interessiere, schlugen sie auf ihn
ein. Die Täter sind geständig.

Pflegezentren
stärken die Palliative Care

vö. · Das Stadtzürcher Pflegezentrum
Mattenhof hatAnfang Februar eine spe-
zialisierte Abteilung für Palliative Care
eröffnet. Diese ist für Menschen mit un-
heilbaren Krankheiten vorgesehen, die
umfassende Pflege und Betreuung be-
nötigen. Laut einer Pressemitteilung
vom Montag ergänzt die Spezialabtei-
lung bereits etablierte Palliative-Care-
Angebote der Stadt Zürich.

3 Kilometer

NZZ-Infografik/lea.

Schaffhauserstrasse
Bereich Seebacherplatz

Limmatquai
Rämistrasse bis Utoquai
Utoquai
Limmatquai bis Bellevueplatz

Rämistrasse/Universitätsstrasse
Gloriastrasse bis Sonneggstrasse

Albisstrasse
Tannenrauchstrasse
bis Seestrasse

Birmensdorferstrasse
Bereich Goldbrunnenplatz

Zweierstrasse
Seebahnstrasse bis
Birmensdorferstrasse

Tempo 30 bereits signalisiert
Universitätsstrasse/
Winterthurerstrasse
Bereich Rigiplatz

QUELLE: SICHERHEITSDEPARTEMENT, DIENSTABTEILUNG VERKEHR

Die Stadt Zürich plant Tempo 30 auf Hauptstrassen

An diesen kantonalen Strassen ist

die Einführung von Tempo 30 geplant
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«Mit Vernunft und
Engagement – Zürr<wm>10CAsNsjY ich
braucht Susanne
Brunner im Stadtrat.» Silvia Steiner

Regierungsrätin CVP

SusanneBrunner
am 4. März in den Stadtrat!

Susanne

zusammenmit Filippo Leutenegger (auch als Stapi),
Michael Baumer, Markus Hungerbühler und
Roger Bartholdi

Unterstützungskomitee für Susanne Brunner, 8032 Zürich

susanne-brunner.ch


